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Mehr Umweltschutz, Verkehrssicherheit und Lebensqualität 
durch Geschwindigkeitsbegrenzungen 
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A. Problem 

Nach Auffassung der Antragsteller sollen generelle Geschwindig-
keitsbegrenzungen auf Autobahnen und schärfere Geschwindig-
keitsbegrenzungen für das übrige Straßennetz im Bundesgebiet 
eingeführt werden, um Umweltschutz und Verkehrssicherheit zu 
verbessern. In den neuen Bundesländern sollen die geltenden 
Geschwindigkeitsregelungen vorerst beibehalten werden. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages, weil die angestrebten Ziele durch die 
vorgeschlagenen Geschwindigkeitsregelungen nicht erreichbar 
sind. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat sich für unveränderte Annahme des 
Antrages ausgesprochen. 

D. Kosten 

Entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag in Drucksache 12/616 abzulehnen. 

Bonn, den 13. November 1991 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Horst Friedrich 

Berichterstatter 



Drucksache 12/1621 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Bericht des Abgeordneten Horst Friedrich 

Der Antrag in Drucksache 12/616 wurde in der 45. Sit-
zung des Deutschen Bundestages am 27. September 
1991 dem Ausschuß für Verkehr federführend sowie 
folgenden Ausschüssen zur Mitberatung überwiesen: 
Innenausschuß, Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit sowie Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 13. November 1991 beraten. 

I. Ziele und Inhalt der Vorlage 

Nach Auffassung der Antragsteller erhöhen Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen auf den Straßen die 
Verkehrssicherheit, sie senken den Schadstoffausstoß 
und tragen dazu bei, Energie zu sparen. Die Antrag-
steller wollen daher die Bundesregierung ersuchen, 
durch Änderung der Straßenverkehrsordnung fol-
gende Neuregelungen einzuführen: 

— auf Autobahnen und autobahnähnlichen Bundes-
straßen Tempo 120; 

— auf Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften 
Tempo 90; 

— auf Innerortsstraßen mit Vorfahrtsberechtigung 
Tempo 50, im übrigen Tempo 30. 

— In den neuen Bundesländern sollen die jetzigen 
Geschwindigkeitsbegrenzungen bis auf weiteres 
verlängert werden. 

— Außerdem soll die Bundesregierung auf den EG-
weiten Einbau von Geschwindigkeitsreglern und 
Kurzzeitfahrtschreibern in allen Lastkraftwagen 
hinwirken. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Verkehrsausschuß hat sich bei seinen Beratungen 
auf das vorgeschlagene Tempolimit 120 für Autobah-
nen und das Tempolimit 30 für Innerortsstraßen kon-
zentriert. Dabei wurden folgende Auffassungen ver-
treten: 

1. Tempolimit 120 für Autobahnen 

Die Fraktion der SPD hat sich nachdrücklich für ein 
solches Tempolimit eingesetzt. Die Verkehrssicher-
heit werde deutlich durch einen homogenen Ver-
kehrsfluß und durch wesentlich niedrigere Brems-
wege verbessert, in allen Nachbarländern seien be-
reits derartige Geschwindigkeitsbegrenzungen ein-
geführt worden, nach Einführung eines Tempolimits 

in der Schweiz seien die Unfallzahlen deutlich zu-
rückgegangen. Durch die hohen Spitzengeschwin-
digkeiten auf Autobahnen werde das aggressive Fah-
ren gefördert; dies wirke sich negativ auch auf das 
Fahrverhalten im Verkehr auf Landstraßen und inner-
halb von Ortschaften aus, wo bereits generelle 
Geschwindigkeitsbegrenzungen eingeführt worden 
seien. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben diesen 
Vorschlag abgelehnt. Sie haben sich für situationsan

-

gepaßte Geschwindigkeitsregelungen eingesetzt, die 
für den Kraftfahrer einsehbar seien und die von diesen 
auch akzeptiert würden. Zu diesem Zweck würden 
jetzt an den Autobahnen vermehrt rechnergesteuerte 
Verkehrsbeeinflussungsanlagen installiert, die flexi-
bel auf die Veränderung der Verkehrslage reagieren 
könnten. 

Die deutschen Autobahnen könnten unter günstigen 
Umständen auch mit höheren Geschwindigkeiten als 
mit Tempo 120 befahren werden, ohne daß die Ver-
kehrssicherheit beeinträchtigt werde. Im Vergleich zu 
Landstraßen und Innerortsstraßen wiesen Autobah-
nen sehr niedrige Unfallzahlen auf; unfallträchtig 
seien hier vor allem Baustellen und sonstige Engstel-
len, an denen ohnehin bereits Geschwindigkeitsbe-
grenzungen vorhanden seien. Durch ein generelles 
Tempolimit 120 sei daher keine Verminderung der 
Unfallzahlen auf Autobahnen zu erwarten. Eine Ver-
minderung von Lärm und Abgasemissionen sei da-
durch ebenfalls kaum möglich. 

2. Tempolimit 30 für Innerortsverkehr 

Auch insoweit hat sich die Fraktion der SPD für An-
nahme des Antrages ausgesprochen. Der verkürzte 
Bremsweg werde sich günstig auf die sehr hohen Un-
fallzahlen im Innerortsverkehr auswirken; Lärm und 
Abgasemissionen des Kraftfahrzeugverkehrs würden 
dadurch vermindert. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP wiesen dem-
gegenüber darauf hin, daß in den Gemeinden bereits 
nach geltendem Recht Tempo 30-Zonen eingerichtet 
werden könnten. Dies sei auch bereits in erheblichem 
Ausmaß geschehen. Es habe sich allerdings herausge-
stellt, daß eine tatsächliche Verminderung der Fahr-
geschwindigkeiten nur durch zusätzliche bauliche 
Maßnahmen erreichbar sei. Eine generelle Einfüh-
rung von Tempo 30 auf dem Verordnungsweg würde 
für Fußgänger und Radfahrer eine gefährliche Schein-
sicherheit schaffen und wäre deshalb kein Beitrag zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit. Mehr Verkehrs-
sicherheit solle durch den Bau von Ortsumgehun-
gen und die Herausnahme des Durchgangsverkehrs 
aus den Städten und Gemeinden geschaffen wer-
den. 
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III. Mitberatende Stellungnahmen, 
Beschlußempfehlung 

1. Innenausschuß, Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit sowie Ausschuß für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau haben Ableh-
nung des Antrages empfohlen. 

2. Der Ausschuß für Verkehr folgt diesen Empfehlun-
gen und schlägt mit Stimmenmehrheit gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD vor, den Antrag 
abzulehnen. 

Bonn, den 13. November 1991 

Horst Friedrich 

Berichterstatter 








